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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Grundrechte

Auch der Nationalrat setzte sich für die Bekämpfung des Menschenhandels ein und
überwies ein Postulat Streiff-Feller (evp, BE) diskussionslos. Der 2012 eingereichte
Vorstoss forderte zwar vom Bundesrat vorerst nur einen Bericht zur Bekämpfung des
Menschenhandels zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung. Hinter dem Postulat versteckt
sich jedoch das Anliegen Streiff-Fellers, auch in der Schweiz ein Prostitutionsverbot
einzuführen. Das bislang kaum beachtete Postulat erhielt durch den
Rotlichtmilieuskandal in der Zürcher Stadtpolizei politische Brisanz und entfachte eine
lebhafte Diskussion über das Verbot des käuflichen Sex. 1

POSTULAT
DATUM: 22.03.2013
NADJA ACKERMANN

Im Sommer 2016 schrieb der Nationalrat das Postulat Streiff-Feller (evp, BE) ab, da der
Bundesrat das Anliegen des Vorstosses mit der Veröffentlichung seines Berichts zu
Prostitution und Menschenhandel im Juni 2015 erfüllt hatte. 2

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
ELIA HEER

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

A ce sujet, le Conseil national a transmis les postulats Scheidegger (prd, SO) (91.3203),
Leuba (pl, VD) (91.3324) et Meyer (ps, BL) (91.3311): le premier demande au Conseil
fédéral de contribuer à la promotion de la formation professionnelle des
ressortissants des pays d'Europe de l'Est, le second l'invite à faire un effort particulier,
dans le cadre de l'aide de la Suisse, pour la formation des cadres à l'économie de
marché et pour le développement des moyens de transports performants et le
troisième le prie de conclure avec les pays d'Europe de l'Est, notamment avec la Russie,
des accords portant sur l'échange de stagiaires et de 'personnel qualifié. Le Conseil des
Etats a, quant à lui, transmis le postulat Simmen (pdc, SO) (91.3176), dont le contenu est
très proche du texte de Scheidegger. 3

POSTULAT
DATUM: 04.10.1991
ANDRÉ MACH

Entwicklungspolitik

Nationalrat Béglé (cvp, VD) gab dem Bundesrat im September 2016 mit seinem Postulat
«Mehr Unterstützung für die Ausbildung in Flüchtlingslagern» den Auftrag zu prüfen,
wie sich Berufsbildungsprogramme und universitäre Bildungsangebote in
Flüchtlingslager besser unterstützen liessen. Die Förderung höherer Bildung für
Flüchtlinge gehöre seit 2012 zu den wichtigsten Zielen des UNHCR und Projekte wie das
Dafi-Programm (Deutsche Akademische Flüchtlingsinitiative Albert Einstein)
ermöglichten bereits über 2240 Flüchtlingen den Zugang zu höherer Bildung in 41
Empfangsländern. Auch die NGO Swiss International Humanitarian Organization habe,
unter anderem in Kooperation mit der ETHL, in Burundi eine Universität in einem
Flüchtlingslager gegründet, so Béglé. 
Der Bundesrat anerkannte die grosse Bedeutung von (Berufs-)Bildung für Menschen auf
der Flucht und verwies auf die Botschaft über die IZA 2017-2020, wonach die Mittel für
die Grundschul- und Berufsbildung um 50 Prozent erhöht werden sollen. Bisher habe
sich die Schweiz vor allem in diesem Bildungsbereich engagiert, doch man werde
prüfen wie diese Bemühungen im Rahmen der Botschaft zur IZA auch in Bezug auf
höhere Bildung verstärkt werden könnten. Der Bundesrat beantragte daher die
Annahme des Postulats. 
In der Frühlingssession 2017 diskutierte der Nationalrat das Postulat, weil Andreas
Glarner (svp, AG) dieses bekämpfte und forderte, dass man sich zuerst um die
elementarsten Bedürfnisse kümmern müsse, bevor man in die Ausbildung investiere.
Der anwesende Bundesrat Didier Burkhalter zeigte sich etwas verärgert über das Votum
Glarners und bat diesen darum, «nicht alles zu vermischen». Das Postulat schlage eine
Verknüpfung von humanitärer Nothilfe und Entwicklung vor. Gerade bei
Langzeitflüchtlingen gehe es über reine Nothilfe hinaus. Zudem sei Bildung ein Mittel
zur Minderung der Gefahr terroristischer Rekrutierung. Der Nationalrat folgte der

POSTULAT
DATUM: 08.03.2017
AMANDO AMMANN
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Empfehlung des Bundesrats und nahm das Postulat mit 126 zu 65 Stimmen an. Dagegen
stimmten ausschliesslich die Fraktionskolleginnen und -kollegen von Andreas Glarner. 4

Der Bundesrat forderte im Bericht über Motionen und Postulate der eidgenössischen
Räte im Jahre 2018 (19.006) die Abschreibung des Postulats Béglé (cvp, VD; Po. 16.3887))
«Mehr Unterstützung für die Ausbildung in Flüchtlingslagern», da dessen Anliegen
erfüllt worden sei. Die DEZA sei im Rahmen der Strategie zur IZA 2017-2020 mit der
Ausarbeitung verschiedener Projekte zur Förderung von Berufsbildung mit
Abschlussdiplom oder universitärer Bildung beschäftigt. Unter anderem ermögliche
man Opfern von Boko Haram in Niger mithilfe von Kursen den Einstieg in den
Arbeitsmarkt. Generell wolle man in Zukunft die Integration der Flüchtlinge in die
staatlichen Bildungssysteme im Nahen Osten fördern. 
In der Sommersession 2019 wurde das Postulat vom Nationalrat abgeschrieben. 5

POSTULAT
DATUM: 18.06.2019
AMANDO AMMANN

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Trotz der wirtschaftlichen Stagnation und den steigenden Arbeitslosenzahlen blieben
im Berichtsjahr die Rufe nach staatlichen Konjunkturförderungsmassnahmen fast
gänzlich aus. Als sich abzeichnete, dass die auf den Herbst angesagte konjunkturelle
Erholung nicht eintreten würde, reichte die SP-Fraktion im Herbst im Nationalrat zwar
einige Vorstösse für eine Wiederankurbelung der Wirtschaft ein. Gemessen an den
Vorankündigungen in den Medien blieben die Forderungen allerdings bescheiden und
wurden ohne besonderen Nachdruck formuliert. Konkret regte die SP mit Postulaten
(02.3499, 02.3509, 02.3512) ein Programm zur Förderung der beruflichen
Weiterbildung und Umschulung, die Einberufung einer Gesprächsrunde mit Vertretern
von Kantonen und Gemeinden zur Vorbereitung eines Impulsprogramms für den
Wohnungsbau sowie die Verlängerung der Bezugsdauer der Entschädigung für
Kurzarbeit von 12 auf 18 Monate an. Letztere Forderung wurde vom Bundesrat kurz nach
der Einreichung des entsprechenden Postulats erfüllt. Im Oktober gab zudem das EVD
die von den Unternehmen freiwillig angelegten steuerbegünstigten
Arbeitsbeschaffungsreserven frei. Rund 1000 Unternehmen wurden damit ermächtigt,
angesparte Mittel im Umfang von insgesamt 350 Mio Fr. für Investitionen einzusetzen. 6

POSTULAT
DATUM: 13.12.2002
HANS HIRTER

Strukturpolitik

Le parlementaire valaisan Philippe Nantermod (plr, VS) estime que de nombreuses
législations cantonales et fédérales créent, involontairement, des barrières à l'entrée,
des situations de monopoles, ou encore protègent des professions. Ces législations
entravent donc la liberté économique et freinent l'innovation en Suisse. Il a demandé, à
travers un postulat, un rapport sur les potentiels de renforcement de la concurrence
dans le domaine de la fourniture des services. 
Le Conseil fédéral a proposé d'accepter le postulat. Il a estimé que la jungle des
réglementations entravait potentiellement la libre concurrence. Il a notamment
souhaité analyser les potentiels de simplification de la législation et déterminer si ces
législations reposent sur un réel intérêt public pour justifier leur entrave à la liberté
économique. Le postulat a été adopté par le Conseil national, par 138 voix contre 51,
malgré qu'il ait été combattu par la parlementaire Lisa Mazzone (verts, GE). Seul le camp
rose-vert s'est opposé au postulat. 7

POSTULAT
DATUM: 07.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN
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Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Ein Postulat Grendelmeier (ldu, ZH) (Po. 97.3162), das den Bundesrat bat zu prüfen, ob
bei der direkten Bundessteuer die Maxima für den Abzug von Krankenkassenprämien
nicht entsprechend dem Anstieg der Prämien für die Grundversicherung angepasst
werden sollten, wurde vom Nationalrat überwiesen. Eine Motion Teuscher (gp, BE) (Mo.
96.3460), die den steuerlichen Abzug von Weiterbildungskosten, die für den
Wiedereinstieg ins Berufsleben nötig sind, verlangte, überwies er ebenfalls in
Postulatsform. 8

POSTULAT
DATUM: 20.06.1997
EVA MÜLLER

Der Jurassische Sozialdemokrat Rennwald lud den Bundesrat mit einem Postulat ein,
Massnahmen zur Verbesserung der Ausbildung für Steuerinspektoren zu ergreifen. Mit
der bestehenden Zahl an Steuerexperten könne ein mehrwertsteuerpflichtiger Betrieb
theoretisch nur alle 35 Jahre kontrolliert werden. Durch das Fehlen qualifizierter
Personen würden dem Bund ausserdem beträchtliche Mindereinnahmen entstehen.
Das Postulat wurde vom Nationalrat angenommen. Der Bundesrat hatte bereits in
seiner Antwort auf eine Einfache Anfrage Rennwalds (Anfrage 99.1075) bestätigt, dass
Steuerinspektoren in der Öffentlichkeit ein schlechtes Image anhafte. Die
Personalsuche sei aufgrund der guten Beschäftigungslage sehr schwierig. 9

POSTULAT
DATUM: 15.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Ständerat Berset (sp, FR) beantragte in einem Postulat, dass nicht nur die Kosten für die
mit dem Beruf zusammenhängende Weiterbildung und Umschulung von den Steuern
abgezogen werden können, sondern auch die Ausbildungskosten. Aufgrund der
Erklärung des Bundesrates, die Verwaltung arbeite in Beantwortung eines
diesbezüglichen, im Vorjahr überwiesenen Vorstosses David (cvp, SG) bereits an einem
entsprechenden Bericht, zog Berset sein Begehren zurück. 10

POSTULAT
DATUM: 08.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Adopté par 110 voix contre 46 au Conseil national, le postulat déposé par Walter Müller
(plr, SG) a été classé. Il demandait d'examiner l'impact des mesures
d'accompagnement à la libre circulation des personnes sur les espaces économiques
transfrontaliers. Il invitait le Conseil fédéral à évaluer les effets des mesures
d'accompagnement pour éviter, à titre de rétorsion, des entraves envers l'économie
helvétique. 
Le Conseil fédéral proposait le rejet du postulat. Il reconnaissait la présence de
problèmes d'exécution suite à l'entrée en vigueur de la loi sur les travailleurs détachés
(LDét). S'agissant des difficultés administratives relayées par les entreprises suisses, le
Conseil fédéral cherchait déjà des solutions (Mo. 06.3379). Il envisageait de mener des
discussions bilatérales avec les Etats voisins et d'élaborer une solution fondée sur le
principe de la réciprocité des conditions liées à la libre prestation de services
transfrontalière. 11

POSTULAT
DATUM: 09.12.2009
DIANE PORCELLANA

In der Wintersession 2015 beauftragte der Nationalrat den Bundesrat, einen Bericht
darüber zu verfassen, wie sich die laufenden Automatisierungsprozesse wie die
Digitalisierung auf den Arbeitsmarkt auswirken. Das diskussionslos gutgeheissene
Postulat Reynard (sp, VS) forderte neben einer nach Beschäftigungsbereichen
gegliederten Chancen-Risiken-Analyse auch, dass untersucht wird, wie sich der Wandel
auf das Sozialversicherungssystem auswirken wird und ob soziale und psychologische
Kosten entstehen werden. 12

POSTULAT
DATUM: 18.12.2015
DAVID ZUMBACH
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Arbeitnehmerschutz

Der Bundesrat habe zu prüfen, auf welche Weise touristische Transportunternehmen
wie Seilbahnen in arbeitsrechtlicher Hinsicht entlastet werden könnten. Dieser
Meinung war der Ständerat in der Herbstsession 2016 und überwies diskussionslos eine
Postulat seiner Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen (KVF-SR). Das
Arbeitszeitgesetz (AZG) sei, so Ständerat Wicki (fdp, NW) für die Kommission, für
touristische Betriebe nur partiell geeignet. Er schlug dem Bundesrat vor, das AZG
entweder für touristische Betriebe flexibel anzuwenden oder touristische
Unternehmen aus dessen Geltungsbereich zu entheben. 13

POSTULAT
DATUM: 26.09.2016
DAVID ZUMBACH

Le Conseil fédéral a rendu son rapport en exécution du postulat sur la réduction de
l'assujettissement des entreprises touristiques de transport à la loi sur la durée du
travail (LDT). Il estime que le cadre légal, avec les révisions de la LDT et de l'ordonnance
relative à la loi sur la durée du travail (OLDT), tient compte des préoccupations des
entreprises de transport touristique. Selon lui, il ne faut pas davantage libéraliser et ne
pas exclure les entreprises de transport touristique du champ d'application de la LDT.
Si ces entités devenaient assujetties à la loi sur le travail (LTr), la charge administrative
augmenterait, puisque celles-ci devraient obtenir des autorisations exceptionnelles
plus fréquemment. 14

POSTULAT
DATUM: 29.08.2018
DIANE PORCELLANA

Le postulat, déposé par Yannick Buttet (pdc, VS), puis repris par Benjamin Roduit (pdc,
VS), porte sur la lutte contre le dumping social et salarial. Le Conseil fédéral est chargé
d'examiner les mesures prises par les Etats membres de l'UE en application de la
directive sur les travailleurs détachés et de les mettre en parallèle avec les mesures
d'accompagnement prises en Suisse dans le cadre de l'accord sur la libre-circulation
des personnes. Les parlementaires valaisans doutent de l'application des directives
européennes par les Etats membres.
Le Conseil fédéral propose de rejeter le postulat. D'une part, une nouvelle directive
concernant le détachement de travailleurs a été élaborée par la Commission
européenne afin d'en améliorer l'exécution. Elle rédige actuellement un premier
rapport d'évaluation de la mise en œuvre dans les Etats membres. Ainsi, le rapport
pourra être utilisé comme base de comparaison. D'autre part, le Conseil fédéral
rappelle que les prescriptions de l'UE ont été respectées lors de sa réponse au postulat
Müller (07.3901). Finalement, la comparaison est rendue difficile en raison de l'unicité
de l'approche suisse, caractérisée par une exécution duale reposant sur une
participation déterminante des partenaires sociaux, et de la reprise partielle des
dispositions relatives à la libre prestation de services.
Lors du passage au Conseil national, le postulat est adopté par 142 voix contre 37 et 5
abstentions. Le Conseil fédéral devra donc procéder à la comparaison. 15

POSTULAT
DATUM: 21.03.2019
DIANE PORCELLANA

Robert Cramer (verts, GE) aimerait que le travail sur appel soit mieux réglementé. Il
demande donc au Conseil fédéral d'analyser deux options, à savoir la mention d'une
durée moyenne du temps de travail dans les contrats de travail et le droit à l'indemnité
de chômage pour les travailleuses et les travailleurs sur appel en cas de cotisation sur
un salaire brut minimum mensuel de 500 francs pendant 12 mois au cours des deux
dernières années. 
Le Conseil fédéral propose de rejeter le postulat. En mobilisant le rapport en réponse
aux postulats Reynard (15.3854) et Derder (17.3222), il constate qu'aucune tendance à
une augmentation du travail sur appel n'a été observée. Le contrat de travail sur appel
est soumis à la protection découlant des délais de congé. Les travailleuses et
travailleurs sur demande ont le droit de percevoir un salaire calculé sur la moyenne des
salaires perçus jusqu'à la fin des rapports de travail. La fixation de durées minimales ou
moyennes de travail devrait se régler par le biais des Conventions collectives de travail.
S'agissant des indemnités chômage, ils peuvent en bénéficier en cas d'inscription au
chômage au terme du délai de congé. Ils peuvent également y prétendre, dans le cas où
leur taux d'occupation mensuel a chuté et qu'ils étaient soumis à de faibles fluctuations
(moins de 20%) et que, ce faisant, leur contrat de travail s'est transformé en contrat à
temps partiel régulier. En principe, si les droits conférés par le Code des obligations
(notamment délai de congé) sont exposés, il ne devrait plus y avoir de refus de droit à
l'indemnité chômage. L'intervention de Guy Parmelin n'a pas convaincu. Le postulat a
été accepté par 24 voix contre 12. 16

POSTULAT
DATUM: 11.09.2019
DIANE PORCELLANA
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La nouvelle loi fédérale sur les marchés publics (LMP) oblige les soumissionnaires
obtenant des marchés publics en Suisse à respecter les conditions de travail et les
règles relatives à la protection des travailleurs. Jacques Bourgeois (plr, FR) demande
au Conseil fédéral d'analyser, particulièrement au lieu d'exécution des travaux,
l'application effective des dispositions. En cas d'acception de son postulat, il devra
également présenter, dans un rapport, des mesures et des sanctions pour que les
soumissionnaires ou les partenaires contractuels de la Confédération les respectent. 
Comme souhaité par le Conseil fédéral, le Conseil national a adopté le postulat. 17

POSTULAT
DATUM: 20.12.2019
DIANE PORCELLANA

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Ärzte und Pflegepersonal

Der Nationalrat nahm ein Postulat Zäch (cvp, AG) an, das den Bundesrat ersucht, für
eine Verankerung medizinethischen und medizinrechtlichen Wissens in der
medizinischen Ausbildung zu sorgen. 18

POSTULAT
DATUM: 30.09.2002
MARIANNE BENTELI

Barbara Gysi (sp, SG) reichte im Juni 2017 ein Postulat ein, in welchem sie die
Ausarbeitung eines Berichts zu den Auswirkungen der Digitalisierung auf die
Gesundheitsberufe in der Schweiz forderte. Darin sollen die Veränderungen in
verschiedenen Bereichen wie unter anderem der Aus- und Weiterbildung, den
Arbeitsbedingungen und den Infrastrukturen untersucht werden. Ebenfalls sollen die
Auswirkungen auf wiedereinsteigende Fachkräfte geprüft und Bezug auf den Bericht
zum Postulat Reynard (sp, VS; Po. 15.3854) genommen werden. Gysi begründete ihren
Vorstoss damit, dass Gesundheitsberufe im Zusammenhang mit E-Health besonders
durch die Digitalisierung beeinflusst würden. Die Digitalisierung stelle eine Chance dar,
um Herausforderungen bezüglich Pflege erfolgreich begegnen zu können. Allerdings
bedürfe dies Schulungen und Wissensvermittlung, wobei auch der Umgang mit
sensiblen Daten ein Thema sein müsse. Für die Gesundheitsfachkräfte stünden unter
anderem die Veränderung des Berufsbildes sowie Aus- und Weiterbildungen im Fokus.
Die Digitalisierung sei aber auch für die Patientinnen und Patienten und ihre
Angehörigen von Relevanz, da sie auch auf die Behandlung einen Einfluss habe. Weiter
betonte Gysi, dass die Digitalisierung keinen Pflegeleistungsabbau bewirken dürfe.
Vielmehr sollen die freiwerdenden Kapazitäten für die Steigerung der
Betreuungsqualität genutzt werden. Der Bundesrat empfahl das Geschäft zur Annahme.
Die Prüfung der vom Postulat geforderten Punkte sowie deren Umsetzung könne im
Zusammenhang mit der Strategie E-Health Schweiz 2.0, die zurzeit durch Bund und
Kantone erarbeitet werde, durchgeführt werden. Diskussionslos und stillschweigend
folgte der Nationalrat in der Herbstsession 2017 dem Bundesrat und stimmte dem
Vorstoss zu. 19

POSTULAT
DATUM: 29.09.2017
JOËLLE SCHNEUWLY

In seinem Bericht über Motionen und Postulate der gesetzgebenden Räte im Jahre 2018
beantragte der Bundesrat das Postulat Gysi (sp, SG) «Auswirkungen der Digitalisierung
auf die Gesundheitsberufe» zur Abschreibung. Die Anliegen des Geschäfts würden
durch die im Dezember 2018 verabschiedete «Strategie eHealth Schweiz 2.0
2018–2022» erfüllt. In der Folge schrieb der Nationalrat das Geschäft in der
Sommersession 2019 ab. 20

POSTULAT
DATUM: 18.06.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Sport

Ein Postulat Bircher (sp, AG), welches anregte, der Bund solle weitere Massnahmen zur
Realisierung des obligatorischen Sportunterrichts in den Berufsschulen ergreifen,
wurde diskussionslos überwiesen. 21

POSTULAT
DATUM: 04.10.1991
MARIANNE BENTELI
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Sozialversicherungen

Invalidenversicherung (IV)

Der Nationalrat überwies mit einer grossen Mehrheit ein Postulat Lohr (cvp, TG) zum
Thema der Berufsbildung für junge IV-Beziehende. Im Jahr 2011 hatte das BSV mit
einem Rundschreiben die Praxis bei den IV-Anlehren nach Insos verändert. Seither
dauern die entsprechenden Ausbildungen grundsätzlich nur noch ein Jahr statt zwei
Jahren. Die Gutsprache für ein zweites Jahr wird nur unter der Voraussetzung erteilt,
dass für die Zukunft gute Aussichten auf eine Erwerbstätigkeit bestehen. Der Postulant
führte Zweifel über die Rechtmässigkeit dieses Vorgehens an; der Vorstoss beauftragt
den Bundesrat, eine unabhängige rechtliche Begutachtung zum Sachverhalt
vorzulegen. 22

POSTULAT
DATUM: 04.06.2015
FLAVIA CARONI

Nationalrätin Bulliard-Marbach (cvp, FR) strebte mit einem Postulat an, Informationen
zu erhalten bezüglich der Anzahl geistig behinderter Jugendlicher, welche im Rahmen
der IV eine Berufsausbildung absolvieren. Konkret soll der Bundesrat einen Bericht
vorlegen, in dem er die entsprechende Entwicklung in den letzten zehn Jahren aufzeigt.
Dabei wird unterschieden zwischen einer IV-Anlehre und einer praktischen Ausbildung
im Rahmen der IV (PrA). Beide Angebote richten sich an Jugendliche, die die
Anforderungen für eine zweijährige Grundbildung (eidgenössisches Berufsattest) nicht
erfüllen können. Der Vorstoss wurde begründet mit der restriktiveren Praxis, die seit
2011 angewendet wird und grundsätzlich nur noch eine einjährige Ausbildungsdauer
zulässt. Eine Verlängerung um ein weiteres Jahr ist nur dann möglich, wenn realistische
Aussichten auf eine spätere rentenbeeinflussende Erwerbstätigkeit bestehen. Der
Bericht soll Aufschluss darüber geben, wie sich die Praxisänderung auf die Anzahl
Ausbildungen und auf die damit verbundenen Kosten ausgewirkt hat. Dies auch, weil
sich die erhältlichen Angaben des Branchenverbandes Insos, der einen Rückgang der
Ausbildungsverhältnisse feststellt, und des BSV, das eine Kostensteigerung ausweist, zu
widersprechen scheinen. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats. Er
wandte ein, entsprechende Ausbildungen würden erst seit dem Jahr 2010 spezifisch
erfasst und insgesamt sei eine stabile Datenlage derzeit noch nicht gegeben. 2010 sei
zudem eine externe Auswertung erfolgt, der gegenüber ein aktueller Bericht keine
neuen Erkenntnisse bringen werde. Der Nationalrat ignorierte diese Argumente und
überwies das Postulat in der Sommersession 2015 mit 144 zu 33 Stimmen bei 5
Enthaltungen. 23

POSTULAT
DATUM: 04.06.2015
FLAVIA CARONI

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

La députée Bea Heim (ps, SO) enjoint la Direction du développement et de la
coordination (DDC) à mettre sur pied plus de projets de formation professionnelle
dans le cadre de partenariats migratoires. Elle justifie ce besoin par l'importance de
l'intégration sur le marché du travail des jeunes comme vecteur de lutte contre la
pauvreté. Le Conseil fédéral s'est montré favorable au projet, puisque c'est dans cette
direction-là que travaille le Conseil fédéral, notamment par la soumission en début de
législature des crédits-cadres au développement, pour les années 2017 à 2020. Le
postulat a été refusé de justesse, à 96 voix contre 94, sans abstentions. 24

POSTULAT
DATUM: 01.03.2016
SOPHIE GUIGNARD

Bildung, Kultur und Medien
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Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Auf die Förderung der beruflichen Weiterbildung zielten schliesslich verschiedene
Vorstösse, welche das Parlament im Berichtsjahr behandelte. In der Frühjahrssession
stimmte der Nationalrat einem Postulat Mario Fehr (sp, ZH) zu, mit dem der Bundesrat
unter anderem dazu aufgefordert wird, Massnahmen zur Behebung beruflicher Defizite
bildungsschwacher Bevölkerungssegmente zu prüfen. Ein gleichlautendes Postulat
Sommaruga (sp, BE) wurde in der Aprilsession auch vom Ständerat gutgeheissen. 25

POSTULAT
DATUM: 09.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Grundschulen

Mitte Juni 2016 reichte Thomas de Courten (svp, BL) ein Postulat ein, mit dem er mehr
Effizienz- und Qualitätsgewinn im Schweizer Bildungswesen erreichen wollte. Der
Postulant legte zuerst dar, dass die öffentlichen Bildungsausgaben in den letzten zehn
Jahren um mehr als 30 Prozent gestiegen seien und im Jahr 2016 rund CHF 35 Mia.
betragen hätten. Diese Mehrausgaben würden gemäss de Courten aber nicht unbedingt
mit einer Qualitätssteigerung einhergehen, stattdessen würden Abschlussquoten an
Schulen stagnieren, ein Mangel an qualifizierten Schulabgängerinnen und
Schulabgängern in der Berufsbildung bestehen, verlängerte Ausbildungszeiten bis zum
Berufseinstieg entstehen, die Studienerfolgsquote beinahe stagnieren und keine
wesentlichen Verbesserungen beim internationalen Ranking der Schweizer
Bildungsinstitutionen stattfinden. De Courten fasste dies als Hinweise auf
Effizienzprobleme im Bildungswesen auf. Mitverantwortlich sei, dass in diesem Bereich
bisher wenige Daten gesammelt wurden und kein Controlling darüber bestehe, ob sich
Mehrausgaben im Bildungswesen ökonomisch lohnten. Mit seinem Vorstoss forderte er
den Bundesrat auf, einen Bericht zu erfassen, der die Kostenentwicklung auf Bundes-,
Kantons- und Gemeindeebene aufzeigt und aufklärt, wo ein Ressourceneinsatz
volkswirtschaftlichen Nutzen hat und mit welchen Massnahmen im Bildungswesen mehr
Effizienz und Qualität herbeigeführt werden kann.
In seiner Stellungnahme im August 2016 beantragte der Bundesrat dem Parlament, das
Postulat abzulehnen. Das Schweizer Bildungs-, Forschungs- und Innovationssystem
(BFI-System) geniesse bei Bund und Kantonen hohe Priorität und gelte weltweit als
eines der leistungsfähigsten. Der Bundesrat ging mit dem Postulanten einig, dass die
BFI-Ausgaben seit Mitte der 1990er Jahren stetig gewachsen seien. Gemessen am BIP
seien die öffentlichen Bildungsausgaben von 2006 bis 2013 von 5.2 auf 5.6 Prozent
gestiegen, gemessen als Anteil an den Staatsausgaben seien im gleichen Zeitraum die
relativen Bildungskosten von 15.6 auf 17.3 Prozent gestiegen. 90 Prozent der
öffentlichen Bildungsausgaben würden die Kantone bezahlen, der Bund die restlichen
10 Prozent. Angesichts dieser Lastenverteilung kam der Bundesrat zum ersten Schluss,
dass das Anliegen in die Zuständigkeit der Kantone eingreife, was er aber ablehne.
Komme hinzu, dass seit 2010 alle vier Jahre der nationale Bildungsbericht erscheine, in
dem alle Bildungsstufen Rechenschaft bezüglich Effizienz, Effektivität und
Chancengerechtigkeit ablegen müssten. Der Bericht diene jeweils als Grundlage für die
gemeinsamen bildungspolitischen Ziele von Bund und Kantonen. Mit diesem Instrument
sah der Bundesrat das Anliegen des Postulats bereits als weitgehend erfüllt, weshalb er
das Anliegen zur Ablehnung empfahl.

Ende Februar 2018 wurde das Postulat im Nationalrat behandelt. Nach de Courtens
Erklärungen zum Inhalt des Postulats und der kurzen bundesrätlichen Stellungnahme
durch Johann Schneider-Ammann wurde bereits abgestimmt. Mit 99 zu 87 Stimmen (1
Enthaltung) nahm der Nationalrat das Postulat an. SP- (38), Grüne- (12), GLP- (6) und
BDP-Fraktion (6) stimmten geschlossen dagegen, die CVP-Fraktion sprach sich
grossmehrheitlich ebenfalls dagegen aus (24 von 28 Anwesenden). Für die Annahme des
Postulats war die SVP-Fraktion verantwortlich, die geschlossen dafür stimmte (66),
zusammen mit einer fast einstimmigen FDP-Fraktion (30 von 31 Anwesenden) und 3
abtrünnigen Räten der CVP-Fraktion. 26

POSTULAT
DATUM: 28.02.2018
SAMUEL BERNET
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Im Sommer 2017 reichte Claude Béglé (cvp, VD) ein Postulat ein, um die Erfahrungen
der Schweiz in der Grund- und Berufsbildung bei den ärmsten Ländern der Welt
bekanntzumachen. Es sei ihm bewusst, dass das Schweizer System in den
Entwicklungsländern nicht eins zu eins übernommen werden könne. Der Bundesrat
solle jedoch prüfen, wie das Bildungssystem in diesen Ländern angepasst werden
müsste, damit die dort lebenden Talente besser ausgeschöpft werden könnten, womit
letztlich die wirtschaftliche Selbständigkeit dieser Länder gefördert werden könne.
Bundesrat Cassis führte in der Nationalratsdebatte Mitte März 2018 aus, dass die Deza
bereits eine Studie in Auftrag gegeben habe, die Aufschluss darüber geben solle, ob
sich Investitionen in die Grundbildung in Entwicklungsländer lohnen würden oder nicht.
Daher brauche es das Postulat nicht unbedingt. Um die eingeschlagene Richtung zu
bekräftigen, empfehle der Bundesrat das Postulat dennoch zur Annahme. Der
Nationalrat lehnte das Postulat jedoch mit 106 zu 84 Stimmen (1 Enthaltung) ab. 27

POSTULAT
DATUM: 15.03.2018
SAMUEL BERNET

Mittelschulen

Afin d'encourager l'apprentissage des langues étrangères, la députée Bulliard-Marbach
(pdc, FR) souhaite faire mention des connaissances linguistiques dans les certificats
fédéraux de capacité (CFC). Elle a demandé au Conseil fédéral de se pencher sur la
question dans un rapport. Le postulat a été accepté à 115 voix contre 75 et 2
abstentions par le Conseil national lors de la session de printemps 2016. La chambre
basse a en cela suivi l'avis du Conseil fédéral. 28

POSTULAT
DATUM: 29.02.2016
SOPHIE GUIGNARD

Im Juni 2017 schrieb der Nationalrat das Postulat «Staatskundeunterricht auf der
Sekundarstufe II. Eine Bilanz» ab, nachdem der Bundesrat im Juni 2016 den Bericht in
Erfüllung des Postulats verabschiedet hatte. 29

POSTULAT
DATUM: 12.06.2017
BERNADETTE FLÜCKIGER

Berufsbildung

In seinen Antworten auf verschiedene parlamentarische Anfragen erklärte der
Bundesrat, das neue Berufsbildungsgesetz sehe eine Harmonisierung der Lehrverträge
vor, um die Mobilität der Lehrlinge zu fördern und die administrativen Hürden für die
Lehrbetriebe abzubauen. Für Kleinbetriebe ergäben sich neue Chancen, weil der Bund
mit dem Innovationskredit über Mittel für Anschubfinanzierungen von
Lehrbetriebsverbünden und für die Weiterentwicklung des Ausbildungsmodells verfüge.
Im Rahmen des Gesetzes werde er auch spezifische Massnahmen wie Informatikkurse
für junge Frauen weiterführen, um die Gleichstellung der Geschlechter zu fördern. 30

POSTULAT
DATUM: 18.03.2004
MAGDALENA BERNATH

Diskussionslos überwies der Nationalrat ein Postulat Cina (cvp, VS). Dieses beauftragte
den Bundesrat, in Anlehnung an den traditionellen Bericht der Bundesregierung über
die freien Berufe, der vom deutschen Bundesministerium für Wirtschaft und
Technologie veröffentlicht wird, einen Bericht zu verfassen, der sowohl die
charakteristischen Merkmale der freien Berufe in der Schweiz als auch deren Rolle in
der Wirtschaft aufzeigt. 31

POSTULAT
DATUM: 18.03.2004
MAGDALENA BERNATH

Diskussionslos überwies der Nationalrat ein Postulat Vollmer (sp, BE), welches den
Bundesrat aufforderte zu klären, ob die Berufsbezeichnungen und Titel gemäss
Berufsbildungsgesetz nicht eindeutig und transparent die verschiedenen
Berufsbildungsstufen abbilden müssten. Aus der Bezeichnung gehe nicht immer klar
hervor, um welchen Abschluss (zwei- oder vierjährige Berufsausbildung, höhere
Berufsausbildung oder berufsorientierte Weiterbildung) es sich handle. Der Ständerat
billigte eine vom Nationalrat im Vorjahr angenommene Motion Freysinger (svp, VS),
welche den Bundesrat beauftragt, zum Schutz von privaten Anbietern von
Ausbildungen, namentlich im Hotelmanagement, ein branchenspezifisches
Akkreditierungssystem einzuführen. Dieses soll die Transparenz zwischen den
verschiedenen Bildungsgängen erhöhen und die Studierenden über Konditionen und
Seriosität der Anbieter informieren. 32

POSTULAT
DATUM: 18.03.2005
MAGDALENA BERNATH
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Ständerat Kuprecht (svp, SZ) bedauerte die vermehrte Streichung von Lektionen für
obligatorisches Berufsschulturnen zugunsten der Fachausbildung, zog sein Postulat,
das vom Bundesrat einen entsprechenden Bericht verlangt hatte, aber mangels
Unterstützung zurück. 33

POSTULAT
DATUM: 05.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Der Nationalrat überwies ein Postulat Rechsteiner (sp, SG), das eine Übersicht über die
anerkannten Bildungsgänge der höheren Berufsbildung inklusive der höheren
Fachschulen fordert. Aufzuzeigen sei auch, welche Anbieter welche Bildungsgänge mit
welchen Abschlüssen führen. Abgelehnt wurden die Motionen Menétrey-Savary (gp, VD)
und Pfister (svp, SG), welche Massnahmen zur Qualitätssicherung von privaten
Berufsfachschulen resp. eine obligatorische Akkreditierung verlangten. Der Bundesrat
wies in seiner Antwort auf die Möglichkeit zur freiwilligen Akkreditierung hin. 34

POSTULAT
DATUM: 19.12.2006
MAGDALENA BERNATH

Ein Postulat der CVP-Fraktion forderte einen leichteren Zugang der Jugendlichen zum
Arbeitsmarkt. Der Bundesrat wurde darin beauftragt, einen Bericht zu erstellen, der
sich mit dem Problem des Übergangs von Jugendlichen von der Berufslehre zur
Arbeitsstelle beschäftigt. Der Nationalrat nahm das Postulat an. 35

POSTULAT
DATUM: 22.06.2007
LINDA ROHRER

Bereits in der Frühjahrssession hatte der Ständerat ein Postulat Favre (fdp, NE)
überwiesen, welches vom Bundesrat einen Bericht über sein Engagement zur
Förderung der dualen und der schulischen Berufsbildung verlangt. Die
Landesregierung soll dabei auch Massnahmen vorschlagen, mit denen die duale
Ausbildung in der Schweiz stärker gefördert werden kann. 36

POSTULAT
DATUM: 19.03.2009
ANDREA MOSIMANN

In der Frühjahrssession überwies der Nationalrat ein Postulat Hodgers (gp, GE), das den
Bundesrat beauftragt, Steuererleichterungen für Unternehmen zu prüfen, die
Lehrstellen anbieten oder Personen mit Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt
beschäftigen. Ebenfalls gutgeheissen hat er ein Postulat Aubert (sp, VD), mit dem die
Chancengleichheit für ausländische Jugendliche bei der Lehrstellensuche verbessert
werden soll. Verworfen hat der Rat dagegen mehrere Motionen von SP und Grünen,
welche darauf abzielten, die im Rahmen des Arbeitslosenversicherungsgesetzes
vorgesehenen Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten zu erweitern. 37

POSTULAT
DATUM: 10.03.2010
ANDREA MOSIMANN

Im Berichtsjahr überwies der Nationalrat insgesamt sieben Postulate, die auf die eine
oder andere Weise die Berufsbildung ansprachen. In der Sommersession nahm er
stillschweigend ein Postulat Müri (svp, LU) an, das den Einbezug der beruflichen
Grundbildung im vom EVD und UVEK erarbeiteten Masterplan Cleantech
(ressourcenschonendes Wirtschaften) verlangt. Dabei sollen die Bildungsgänge auf ihre
ökologische, energierelevante, wirtschaftliche und soziale Nachhaltigkeit überprüft
werden. 38

POSTULAT
DATUM: 16.06.2011
SUZANNE SCHÄR

In der Herbstsession wurde ein Postulat Ingold (evp, ZH) behandelt, das die Schaffung
von zusätzlichen Attestausbildungsplätzen fordert. Mit Verweis auf die steigende
Anzahl absolvierter Attestlehren, die Bemühungen von Bund, Kantonen und
Sozialpartnern, das Angebot kontinuierlich zu erweitern, sowie auf die
laufendenEvaluationen zur Arbeitsmarktfähigkeit der Personen mit Attestabschluss
hatte der Bundesrat den Vorstoss abgelehnt. Das Postulat wurde jedoch, wenn auch
äusserst knapp, mit 89 zu 88 Stimmen angenommen. 39

POSTULAT
DATUM: 18.09.2011
SUZANNE SCHÄR

Deutlich und gegen den Willen des Bundesrats stimmte der Rat einem Postulat Pfister
(cvp, ZG) zu, das die Berufsbildung als strategisches Instrument von
Migrationspartnerschaften verankern möchte. 40

POSTULAT
DATUM: 27.09.2011
SUZANNE SCHÄR
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Eine arbeitsmarktpolitische Zielrichtung hatte das Postulat Aubert (sp, VD), das vom
Bundesrat eine Prospektivstudie zum Fachkräftebedarf nach Branchen und
Berufsprofilen verlangt. In der Begründung des Postulats verwies die Politikerin auf den
bereits bestehenden oder aufgrund der demografischen Entwicklung zu erwartenden
Mangel an gut ausgebildeten Fachkräften, insbesondere im Gesundheitswesen und den
MINT-Fächern. Mit 179 zu sechs Stimmen votierte die Grosse Kammer deutlich gegen
den Bundesrat, der auf die Schwierigkeit hinwies, die Entwicklung von Weltwirtschaft
und Technik sowie deren Einfluss auf den Arbeitsmarkt realistisch abzubilden. 41

POSTULAT
DATUM: 28.09.2011
SUZANNE SCHÄR

Zwei Postulate aus der SP-Fraktion (Fässler, SG sowie Aubert, VD) kritisierten die
Intransparenz der Finanzflüsse rund um die höhere Berufsbildung, speziell bei den
Beiträgen an entsprechende Diplomvorbereitungskurse. Seit Inkrafttreten des
Berufsbildungsgesetzes 2004 werden die Bundesbeiträge an den gesamten, von Bund,
Kantonen, Gemeinden und Arbeitgebern getragenen Berufsbildungskosten als
leistungsorientierte Pauschalen ausbezahlt. Dabei ist für die Bundesbeiträge eine
Richtgrösse von 25% festgelegt, die mit den Finanzierungsbeschlüssen zur BFI-
Botschaft 2012 erstmals erreicht worden ist. Mit Hinweis auf die laufende Diskussion
über die Neuregelung der Finanzierung von Vorbereitungskursen verlangten die vom
Bundesrat gestützten und stillschweigend akzeptierten Vorstösse einen Bericht über
die Finanzflüsse zwischen allen an der Berufsbildung beteiligten Akteuren (inkl.
Arbeitnehmer). 42

POSTULAT
DATUM: 29.09.2011
SUZANNE SCHÄR

Ein Vorstoss Müri (svp, LU) wurde in der Dezembersession diskussionslos und mit
Unterstützung des Bundesrats durchgewinkt. Angesichts der zunehmenden
Schwierigkeit gewisser Branchen (v.a. technische Berufe), Lehrstellen mit hohem
Anforderungsprofil zu besetzen, verlangt das Postulat die Prüfung von Massnahmen zur
Rekrutierung leistungsstarker Schulabgänger in diesen Bereich des Lehrstellenmarkts
sowie zu ihrer spezifischen Förderung während der Lehre. 43

POSTULAT
DATUM: 20.12.2011
SUZANNE SCHÄR

A partir du récent « Rapport sur l’éducation 2010 » Jositsch (ps, ZH) a constaté une
baisse dangereuse de la formation duale. Par conséquent, il a déposé un postulat, pour
alerter le Conseil fédéral. Plus précisément, le texte demande au gouvernement
d’examiner des mesures capables de maintenir le niveau de qualité de la formation
duale et la proportion de jeunes qui choisissent d’emprunter ce chemin. Ces mesures
doivent être efficaces, même si la baisse démographique entraîne une diminution du
nombre de jeunes qui sortent de l’école obligatoire. Toujours d’après le rapport, une
telle baisse du nombre de jeune qui se sont lancés dans une formation duale pourrait
entraîner de nombreuses entreprises à se retirer du marché des places
d’apprentissage. De son côté, le Conseil fédéral a estimé que les demandes présentées
par ce postulat étaient déjà satisfaites. Alors qu’il a reconnu l’importance de la
formation professionnelle pour l’économie suisse, le gouvernement a rappelé que la loi
sur la formation professionnelle (LFPr) a mis en place des mesures qui doivent
empêcher un déséquilibre sur le marché des places d’apprentissage. Par conséquent,
le Conseil fédéral a proposé de rejeter ce postulat. Quant au Conseil national, il a
décidé d’adopter ce postulat à 149 voix contre 33. 44

POSTULAT
DATUM: 10.06.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Daniel Jositsch (sp, ZH) forderte, dass die Nachdiplomstudien der höheren Fachschulen
weiterhin mit der für sie wichtigen eidgenössischen Anerkennung rechnen können.
Hintergrund seines Vorstosses war ein Vorentwurf zum Weiterbildungsgesetz, in
welchem die Aufhebung der eidgenössischen Anerkennung dieser Titel vorgeschlagen
worden war.
Der Bundesrat beantragte, das Geschäft und ebenso das gleichlautende Postulat von
Ständerätin Brigitte Häberli-Koller (cvp, TG; Po. 12.3415) anzunehmen, die Frage der
Anerkennung der Nachdiplomstudien der höheren Fachschulen aber gesondert vom
Weiterbildungsgesetz zu behandeln. 
Im Herbst 2012 nahmen der Nationalrat das Postulat Jositsch und der Ständerat das
Postulat Häberli-Koller an. 45

POSTULAT
DATUM: 28.09.2012
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Un postulat Schilliger (plr, LU) a demandé au Conseil fédéral de montrer comment
rendre plus attrayants les apprentissages de deux ans (AFP). En effet, il considère qu’il
faut revaloriser les apprentissages de deux ans. En 2005, lors de la Conférence
nationale sur les places d’apprentissages, Confédération et cantons ont fixé la barre
des 95% de jeunes titulaires d’un diplôme du degré secondaire II comme objectif sur 10
ans. A l’aube de 2015, seuls 90% des jeunes possèdent un tel diplôme. Pour le
dépositaire, une revalorisation de l’apprentissage de deux ans doit permettre de
faciliter l’insertion dans le monde professionnel de jeunes en difficultés scolaires. Pour
l’instant, le bilan d’un tel apprentissage est mitigé. Il est donc nécessaire d’agir à trois
niveaux. Premièrement, il s’agit de communiquer sans stigmatiser de tels
apprentissages. Deuxièmement, il faut individualiser les différentes voies de formation.
Troisièmement, relancer les préapprentissages apparaît comme primordial. Le Conseil
fédéral a émis un avis favorable au postulat. En effet, pour le gouvernement, un rapport
sur les transitions vers le degré secondaire II doit être rédigé. Une attention particulière
à la question de la formation professionnelle de deux ans est à prendre en compte. Ce
postulat a été adopté par le Conseil national lors de l’année sous revue. 46

POSTULAT
DATUM: 20.06.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

Un postulat Pfister (pdc,ZG) visant à réduire le taux d’immigration grâce à la formation
professionnelle et continue a été adopté par le Conseil national par 119 voix contre 49,
bien que le Conseil fédéral ait proposé de rejeter ce postulat déposé en 2011. Le
postulat demande au Conseil fédéral d’étudier comment des circuits de formation
professionnelle ou continue peuvent permettre à des étrangers déjà présents en Suisse
de s’intégrer sur le marché du travail. Pour le dépositaire, faire venir du personnel
étranger pour combler tous les besoins ne constitue pas une solution durable. De son
côté, le Conseil fédéral argumente que, grâce à la libre-circulation des personnes, la
Suisse a pu faire face aux fluctuations conjoncturelles au niveau des besoins en
personnel qualifié. En outre, l’objectif est d’exploiter pleinement les potentiels au sein
même de la population active en Suisse. Les mesures liées au marché du travail et à la
politique de formation ont pour objectif un accroissement de la participation à la vie
active, ainsi qu’un relèvement de la qualification de la main d’œuvre suisse. De plus,
dans le cas des jeunes et des places d’apprentissages, l’objectif est d’arriver à ce qu’au
moins 95% des jeunes de moins de 25 ans obtiennent un diplôme du degré secondaire
II. Pour les adultes, le but est de mieux concilier vie professionnelle et vie de famille,
ainsi que d’encourager les personnes actives à participer à des formations continues.
Finalement, la loi fédérale sur la formation continue, qui est en préparation, devrait
grandement contribuer à remplir ces objectifs, avec notamment la prise en compte des
compétences informelles. 47

POSTULAT
DATUM: 24.09.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

Un postulat Candinas (pdc, GR) a pour objectif de garantir aux travailleurs âgés l’accès
à la formation continue. Ainsi, le Conseil fédéral est chargé d’étudier les mises à jour
nécessaires en matière de formation, afin de limiter les risques de déqualification des
travailleurs âgés. Pour le dépositaire, une telle mesure doit s’inscrire dans une politique
de formation continue. Plus précisément, l’évolution démographique induit
logiquement une augmentation du nombre de travailleurs âgés sur le marché du travail
suisse. Si l’on estime qu’il est mieux de maintenir ces personnes à niveau, plutôt que
d’aller chercher de la main-d’œuvre étrangère pour combler les besoins du marché du
travail, alors il est crucial d’intégrer spécifiquement les travailleurs âgés au système de
formation continue. En effet, les travailleurs âgés peuvent être mis sur la touche pour
des problèmes d’inadéquation professionnelle, pour des raisons de réorganisation de
l’entreprise, de suppression d’activité, ou encore d’évolution technologique. Pour
l’initiant, il est préférable de corriger de tels risques. Le Conseil fédéral, favorable à un
tel rapport, et surtout conscient du problème, a expliqué que de nombreux rapports
étaient déjà en marche. Il a cité par exemple un rapport comparatif de l’OCDE sur les
perspectives de travail des employés âgés, ou encore un projet du Secrétariat d’Etat à
la formation, à la recherche et à l’innovation (SEFRI) qui étudie si les offres de
formation professionnelle continues permettent réellement aux adultes d’obtenir un
diplôme. Le postulat a été adopté par le Conseil national. 48

POSTULAT
DATUM: 27.09.2013
GUILLAUME ZUMOFEN
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Der Bundesrat erachtete das Postulat Müri (svp, LU) mit der Veröffentlichung des
Berichts «Gezielte Förderung und Unterstützung von Jugendlichen mit
unterschiedlichen Begabungspotenzialen an der Nahtstelle I und in der Berufsbildung»
als erfüllt und beantragte dessen Abschreibung. Der Nationalrat stimmte der
Abschreibung im Sommer 2014 zu. 49

POSTULAT
DATUM: 02.06.2014
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Bundesrat erachtete das Postulat Ingold (evp, ZH) mit der Veröffentlichung des
Berichts «Gezielte Förderung und Unterstützung von Jugendlichen mit
unterschiedlichen Begabungspotenzialen an der Nahtstelle I und in der Berufsbildung»
als erfüllt und beantragte dessen Abschreibung. Der Nationalrat stimmte der
Abschreibung im Sommer 2014 zu. 50

POSTULAT
DATUM: 02.06.2014
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Bundesrat erachtete das Postulat Schilliger (fdp, LU) mit der Veröffentlichung des
Berichts «Gezielte Förderung und Unterstützung von Jugendlichen mit
unterschiedlichen Begabungspotenzialen an der Nahtstelle I und in der Berufsbildung»
als erfüllt und beantragte dessen Abschreibung. Der Nationalrat stimmte der
Abschreibung im Sommer 2014 zu. 51

POSTULAT
DATUM: 02.06.2014
BERNADETTE FLÜCKIGER

Après avoir reçu de nombreux acteurs de la formation professionnelle supérieure, la
CSEC-CE a décidé de déposer un postulat qui charge le Conseil fédéral de mener un
rapport qui vise l’équivalence des diplômes de la formation professionnelle
supérieure. Le rapport requis par le postulat doit comprendre quatre éléments à
propos de la formation professionnelle supérieure: un état des lieux de la situation sur
le marché du travail et au niveau de la mobilité internationale, des propositions pour
faciliter l’accès aux hautes écoles et favoriser la reconnaissance internationale des
titres, une clarification de la structure des titres, ainsi qu’une traduction des titres et
diplômes dans les suppléments aux diplômes. Le Conseil fédéral a proposé d’adopter le
postulat. Il a rappelé que l’ordonnance sur le cadre national des certifications pour les
diplômes de la formation professionnelle (CNC) doit permettre d’améliorer la
reconnaissance des diplômes de formation professionnelle et de favoriser la mobilité
nationale et internationale des diplômés. De plus, il précise que le projet stratégique
Formation professionnelle supérieure établi par le Secrétariat d’Etat à la formation, à la
recherche et à l’innovation (SEFRI) répond aux questions du postulat. Au final, le
postulat a été adopté par le Conseil des Etats. 52

POSTULAT
DATUM: 11.12.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

La loi sur la formation professionnelle est entrée en vigueur en 2002. L’une des
principales nouveautés se situe dans l’introduction d’une formation professionnelle
initiale de deux ans couronnée par une attestation fédérale de formation
professionnelle (AFP). Le postulat Schwaab (ps, VD) souhaite la mise en place d’un
rapport sur cette Attestation de formation professionnelle, bilan après dix ans.
L’objectif initial de l’attestation était d’offrir un accès à la formation professionnelle
duale à des jeunes qui ont des difficultés à se former. Si de nombreuses formations ont
mis en place ce nouveau système, certaines difficultés apparaissent. Premièrement, les
exigences professionnelles fixent un seuil d’accès trop élevé pour de nombreux jeunes,
qui risquent ainsi d’être exclus du marché du travail. Deuxièmement, la proportion
d’apprentis en AFP est beaucoup plus conséquente qu’initialement prévu. Cela
comporte un risque de dépréciation du niveau général de la formation professionnelle
et une tendance à accorder des Certificats fédéraux de capacité (CFC), exclusivement à
une élite. Le rapport doit évaluer de nombreux points : l’attrait de ce titre de formation
pour les jeunes qui ont des difficultés à viser directement un CFC,  l’efficacité de «
l’encadrement individuel spécialisé », le rapport proportionnel des titres délivrés entre
CFC et AFP, l’utilisation des passerelles entre ces deux formations, l’impact sur les
entreprises et finalement l’impact du seuil d’entrée et des exigences relatives à l’AFP.
Le Conseil fédéral soutient le postulat. Il rappelle qu’un premier rapport avait été établi
en 2010 et estime qu’un second rapport est nécessaire. En effet, le laps de temps
écoulé était trop court, selon le Conseil fédéral, ce qui a remis en question de
nombreuses conclusions. Le Conseil national a adopté le postulat. 53

POSTULAT
DATUM: 12.12.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

01.01.90 - 01.01.20 13ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Alors que la question de la pénurie de personnel qualifié en Suisse occupait déjà les
débats avant 2014, la votation du 9 février 2014 sur la question de l’immigration l’a
définitivement placée sur le devant de la scène. Ainsi,  la Commission de la science, de
l’éducation et de la culture du Conseil des Etats (CSEC-CE) a déposé un postulat qui a
pour objectif d’Encourager l’acquisition d’une qualification professionnelle pour les
adultes. Concrètement, selon la CSEC-CE, le Conseil fédéral devrait agir sur quatre
points spécifiques. Tout d’abord, il est nécessaire d’adapter et de diversifier la
formation qui vise les adultes comme public cible. Ensuite, la gratuité des différentes
procédures, ainsi que des conseils et informations, apparaissent comme primordiaux.
Puis, il est nécessaire, selon le postulat, d’améliorer la coordination
interinstitutionnelle au niveau fédéral et cantonal. Finalement, le Conseil fédéral serait
en charge d’évaluer l’impact potentiel d’une campagne de sensibilisation. Le Conseil
fédéral a offert un accueil favorable à la demande. En effet, il estime que la formation
des adultes est un outil indispensable dans la quête d’accroissement de main-d’œuvre
indigène qualifiée. En 2013, la Confédération avait d’ailleurs lancé un projet «Diplôme
professionnel et changement de profession pour les adultes», afin d’augmenter le taux
de diplômes des adultes (AFP/CFC). Le Conseil des Etats a accepté le postulat. 54

POSTULAT
DATUM: 09.09.2015
GUILLAUME ZUMOFEN

Par 112 voix contre 73 et sans abstentions, le Conseil national a accepté un postulat
Schmid-Federer pour plus de places de stage de découverte dans les domaines MINT.
Selon elle, pour pallier au manque de main-d’œuvre qualifiée dans les domaines des
Mathématiques, Informatique, sciences Naturelles et Techniques (MINT), il est
important que les futurs apprenti.e.s puissent se faire une idée du métier avant de se
décider pour un stage ou un apprentissage. Des stages de quelques jours seraient,
selon la députée PDC, un bon moyen de faire cette découverte. Le Conseil fédéral
s'était opposé au postulat, estimant que c'était une ingérence étatique trop importante
dans les affaires des entreprises. 55

POSTULAT
DATUM: 15.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

Mitte Juni reichte Claude Hêche (sp, JU) im Ständerat ein Postulat ein, mit dem die
Schaffung einer Task-Force zur Unterstützung, Beratung und Förderung des
Berufsbildungssystems im Ausland geprüft werden sollte. Hêche sah
Verbesserungspotenzial bei der internationalen Zusammenarbeit im Bereich
Berufsbildung. Das duale Berufsbildungssystem der Schweiz geniesse international
einen ausgezeichneten Ruf und habe das Potenzial, krisengebeutelten Ländern zu mehr
Stabilität zu verhelfen. Zwar gestand Hêche ein, dass bereits diverse Akteure auf
Bundes- und Kantonsebene, aber auch Unternehmen aus der Privatwirtschaft in
verschiedenen Ländern Unterstützung in diesem Bereich leisten würden. Der Bundesrat
solle aber prüfen, wie eine nichtpermanente Gruppe von Personen zusammengesetzt
und ausgestattet sein müsste, damit die Vernetzung und Koordination der zahlreichen
Akteure verbessert und die Zahl der Berufsbildungsprojekte im Ausland erweitert
werden könnte.
In seiner Stellungnahme im August 2017 erklärte der Bundesrat, dass er die Bedeutung
der internationalen Berufsbildungszusammenarbeit (IBBZ) erkannt habe, und zwar
sowohl für die Partnerländer, deren soziale und wirtschaftliche Entwicklung damit
gefördert werde, als auch für die Schweiz, die so die internationale Anerkennung für
ihre Berufsbildung stärken könne. Der Bundesrat führte aus, dass bereits 2014 eine
formelle, interdepartementale Koordinationsgruppe – bestehend aus Vertretungen des
SBFI, des Seco, der Deza, der Politischen Direktion, des SEM und des EHB – eingerichtet
wurde, um sowohl die Koordination der verschiedenen Bundesstellen in der IBBZ zu
verbessern, als auch um ein Netzwerk von nationalen Akteuren zu pflegen. Weil nach
Ansicht des Bundesrates die IBBZ-Koordinationsgruppe die wesentlichen Punkte der
von Hêche geforderten Task Force enthielt, beantragte der Bundesrat, das Postulat
abzulehnen. 
Eine Mehrheit des Ständerats liess sich von der Argumentation des Bundesrats jedoch
nicht überzeugen und nahm das Postulat mit 23 Ja- zu 15 Nein-Stimmen an. 56

POSTULAT
DATUM: 27.09.2017
SAMUEL BERNET

Im November 2017 veröffentlichte der Bundesrat den Bericht Förderung des
Fremdsprachenerwerbs in der beruflichen Grundbildung in Erfüllung des Postulats
Bulliard-Marbach (cvp, FR). Der Bundesrat stellte darin klar, dass er das Erlernen einer
Fremdsprache in einer zunehmend internationaler werdenden Arbeitswelt als immer
wichtiger erachte. Der Bericht enthielt daher Empfehlungen, wie die bisherigen
Fremdsprachenangebote in der Berufsbildung erweitert werden und der Nachweis der
erlernten Fremdsprache möglichst standardisiert wiedergegeben werden könne. Da in

POSTULAT
DATUM: 08.11.2017
SAMUEL BERNET
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den allermeisten Berufslehren das Erwerben einer Fremdsprache nicht zum
Pflichtprogramm gehört, wurde den Berufsverbänden ans Herz gelegt, den
Fremdsprachenunterricht für immer mehr berufliche Grundbildungen obligatorisch zu
machen. Zudem sollen nach Ansicht des Bundesrats nationale und internationale
Austausche verstärkt werden, wozu insbesondere die von Bund und Kantonen 2016
gegründete Agentur Movetia dienen solle. Was den Nachweis der Sprachkompetenzen
anbelangte – ein Kernanliegen Bulliard-Marbachs –, so mass der Bundesrat den
internationalen Sprachdiplomen nach wie vor die grösste Aussagekraft und Relevanz zu.
Um aber auch während der Berufslehre erworbene Kompetenzen aus einem
Fremdsprachenunterricht, die nicht in einem Diplom mündeten, möglichst nach
europäischen Standards beurteilen zu können, beauftragte der Bundesrat das EHB, ein
entsprechendes Raster zu erstellen. AHV 57

Im November 2018 erschien der Bericht «Mehr Schnupperlehrstellen in den MINT-
Berufen» in Erfüllung des Postulats Schmid-Federer (cvp, ZH). Der Bundesrat hielt darin
fest, dass die Schnupperlehren für die Stellensuchenden ein wichtiger Bestandteil im
Berufswahlverfahren seien. Letztlich stehe es den einzelnen Betrieben und Firmen aber
frei, wie sie das Rekrutierungsverfahren gestalten würden und ob eine Schnupperlehre
dazu gehöre. Eingriffe von staatlicher Seite in diesen Rekrutierungsprozess könnten aus
Sicht des Bundesrats die Ausbildungsbereitschaft von Unternehmen mindern und
wären damit kontraproduktiv. Aus einer für den Bericht durchgeführten Umfrage sei
zudem auch deutlich geworden, dass die Schnupperlehren nur einen Teil des
Rekrutierungsprozesses darstellten. So seien etwa die Berufsberatung oder das Berufs-,
Branchen- und Firmenimage ebenso wichtig.
Obwohl der Bundesrat folglich nicht direkt einzugreifen gedenke und keinen
Handlungsbedarf sehe, sei er aber angesichts des Fachkräftemangels in den MINT-
Berufen weiterhin bemüht, in enger Abstimmung mit der EDK und über die Akademien
der Wissenschaften das Interesse von Jugendlichen an MINT-Fächern zu wecken. In der
BFI-Periode 2013–2016 hätten die Akademien der Wissenschaften eine
Koordinationsaufgabe bei privaten und öffentlichen MINT-Förderinitiativen
übernommen sowie zur besseren Vernetzung der MINT-Akteure beigetragen. Diese
Aufgabe werde in der BFI-Periode 2017–2020 weitergeführt.
Im Sommer 2019 schrieb der Nationalrat das Postulat «Mehr Schnupperlehrstellen in
den MINT-Berufen» ab. Er folgte damit dem Antrag des Bundesrates, der das Postulat
durch die Publikation des gleichnamigen Berichts als erfüllt betrachtete. 58

POSTULAT
DATUM: 21.11.2018
BERNADETTE FLÜCKIGER

Das Postulat «Förderung des Berufsabschlusses von Erwachsenen» beauftragte den
Bundesrat, bestehende Potenziale zur Deckung des Fachkräftebedarfs zu nutzen,
insbesondere auch durch die Unterstützung des Berufsabschlusses derjenigen
Erwachsenen, die noch über keinen Sek II-Abschluss (d.h. Maturität oder
Berufsbildungsabschluss) verfügten. 
Für die Umsetzung führte das SBFI mit den Verbundpartnern aus Verwaltung und
Wirtschaft von 2013–2017 das Projekt «Berufsabschluss und Berufswechsel für
Erwachsene» durch. Im Rahmen dieses Projekts wurden unter anderem Empfehlungen
zur Finanzierung der Bildungskosten durch die Kantone formuliert, Instrumente zur
Entwicklung von Berufsbildungsangeboten für Erwachsene sowie für die Anrechnung
von Bildungsleistungen erstellt und eine nationale Sensibilisierungskampagne initiiert. 
Der Bundesrat erachtete das Anliegen des Postulats damit als erfüllt und beantragte
dessen Abschreibung. Der Ständerat stimmte der Abschreibung im Sommer 2019 zu. 59

POSTULAT
DATUM: 06.06.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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